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Am 24. Mai konnte Präsi­
dentin Macapagal-Arroyo 

nach schwierigen Verhand­
lungen im Repräsentanten­

haus schließlich das Gesetz 

zur Reform der Mehrwert­

steuer unterzeichnen. Zuvor 

hatte sie erheblichen Druck 
auf die Kammer ausgeübt, 

ihre Beratungen zu beschleu­

nigen. Das Gesetz Nr. 9337 

sieht zwar keine sofortige Er­
höhung des Mehrwertsteuer­

satzes von derzeit zehn Pro­
zent vor, erlaubt der Präsiden­

tin aber, ihn »unter bestimm­

ten Bedingungen« Anfang 

2006 auf zwölf Prozent anzu­

heben. Auch sollen die vom 
vollen Satz befreiten Produkt­

gruppen reduziert werden. 

Ferner wird die Unterneh- 
menssteuer um drei Punkte 
auf dann 35 Prozent steigen. 

Von diesen Maßnahmen ver-

Nach dem Irak sind die 
Philippinen für Journalisten 

der gefährlichste Arbeitsort 

weltweit, was die Zahl der po­

litisch motivierten Morde an 
Vertretern dieser Berufsgrup­

pe anbelangt. Das jüngste 
Opfer war im März Marlene 

Esperat, die über Jahre hin­

weg zu Korruption in Regio­

nalabteilungen des Landwirt­

schaftsministeriums recher­

chiert hatte. Zuletzt hatte sie 
offenbar Versuche unternom­

men, die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit auf ein fiktives 

Bewässerungsprojekt in Co- 

tabato zu lenken, für das Be­
amte des Ministeriums Millio­

nen Pesos einstrichen. Sie 
wurde in ihrer Privatwohnung 

und vor den Augen ihrer Kin­
der von einem Auftragsmörder 

hingerichtet. Bis 2004 war Es­

perat selbst als Chemikerin 

beim Ministerium angestellt. 

Obwohl sie seit Jahren To­

desdrohungen erhielt und die 

Justiz ihren Hinweisen nur 

sehr lustlos nachging, gab sie 

ihre Untersuchungen sowie 

ihre wöchentliche Kolumne in 
einer Lokalzeitung niemals 

auf. Mittlerweile wurden einige 

Tatverdächtige gefasst, die 

Hintermänner sind jedoch

Steuerreform

spricht sich die Regierung zu­

sätzliche Einnahmen von rund 

100 Milliarden Pesos jährlich, 
um der hohen Verschuldung 

der öffentlichen Haushalte 
entgegenzuwirken. Gegner 
der Reform hatten zu beden­

ken gegeben, dass den Min­
destlohn verdienende Arbeiter 

mit über 500 Pesos monatlich 

zusätzlich belastet werden. 

Dem energischen Eintreten 
der Präsidentin für die 

schnellen Gesetzesänderun­
gen waren Anfang des Jahres 

mehrere negative Einschät­

zungen der makroökonomi­
schen Lage des Landes durch 

Ratingagenturen vorausge­

gangen. Für Reaktionen zwi­
schen Indignation und leichter 
Panik sorgten Äußerungen ei­

nes Analysten beim Treffen 

der ADB, der Parallelen zur 

wirtschaftlichen Lage Argenti

weiter auf freiem Fuss. Der 

unter ein Zeugenschutzpro­

gramm gestellte Armeeange­
hörige Rowie Barua gab an, 

die Auftraggeber seien zwei 

leitende Beamte des Ministe­
riums. Doch nicht nur Journa­

listen, sondern auch Politiker 
sehen sich zunehmend be­

droht. So kamen seit Beginn 

des Jahres schon mehrere 
Vertreter der Parteiliste Bayan 

Muna gewaltsam ums Leben. 

Obwohl ein klarer Nachweis 

momentan nicht möglich ist, 

wird vermutet, dass diese 

Morde auf das Konto der anti­

kommunistischen Vigilante- 
Gruppen gehen. Unterdessen 

wird auch über eine mögliche 

Entschärfung des Problems 

durch eine Beschränkung der 
Zahl der Kleinwaffen nachge­

dacht. Momentan sterben in 

den Philippinen durchschnitt­

lich sieben Personen täglich 
durch Schusswaffen in Privat­

besitz, deren Anzahl nach An­

gaben der Polizei fast 150000 

erreicht.
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niens unmittelbar vor der 

schweren Finanzkrise Ende 
2001 zog. Auch Berater der 

Weltbank hatten künftige Zu­

wendungen an die Verab­

schiedung des Gesetzes ge­

bunden. Unterdessen ist auch 
ein Gesetz in Vorbereitung, 

das importierte Luxusgüter im 
Wert von über 50000 Pesos 

und Schönheitsoperationen 
mit einer 20prozentigen Steuer 

belegen soll.

vgl. PDI 23.3., 13.4., 24.5., MT 

9.3.

Die dunkle Seite 

der Macht

Der Ehemann sowie ein 

Sohn von Präsidentin Macapa­
gal-Arroyo stehen im Verdacht, 

Schmiergelder im Zusammen­

hang mit dem gesetzlich verbo­

tenen, aber äußerst populären 

Glücksspiel Jueteng zu kassie­
ren. Arroyo verlangte eine Un­

tersuchung »unabhängig da­

von, wer dabei verletzt wird«.

Ihr Sohn, ein Abgeordneter des 

Repräsentantenhauses, sagte, 
er hätte niemals Bestechungs­

gelder für das Tolerieren von 
Jueteng-Betreibern angenom­

men. Auch »First Gentleman« 

Jose Miguel Arroyo wies die 

Vorwürfe von sich. Auffällig ist 

tatsächlich, dass diese zu­
nächst vom oppositionellen 

Senator Panfilo Lacson erho­

ben wurden, der Frau Arroyo in 

den Präsidentschaftswahlen 

vergangenes Jahr unterlegen 

war und so nach Ansicht eini­
ger Beobachter möglicherwei­

se eine persönliche Rechnung 

zu begleichen versucht. Ande­

rerseits ist das Wegsehen bei 

Betreibern des Juetengs schon 
seit kolonialen Zeiten eine be­

liebte Nebeneinnahme gewe­
sen. Auch Arroyos Vorgänger 

Estrada war derartigen Vorwür­
fen ausgesetzt, die auch seine 

Amtsenthebung mitbedingten.

PDI 26.4., Mindanews 18.5., 

Inq7.net 19.5.
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richten

Goldene

Aussichten

Nach der im Dezember ge­

fallenen Entscheidung des 

Verfassungsgerichts, die Aus­

beutung von Bodenschätzen 

durch ausländische Konzerne 

sei verfassungskonform, hat 

sich die Zahl von Anfragen ins­

besondere chinesischer und 
australischer Firmen deutlich 

erhöht. Das Büro für Bergbau 

und Geowissenschaften gab 

bekannt, es gebe derzeit ein 

bis zwei Anfragen täglich. Fer­

ner werde an einem Informati­
onssystem gearbeitet, das 

potentiellen Investoren die 

Auswahl geeigneter Gebiete 

etwa zum Kupfer- oder 

Goldabbau erleichtern solle. 
Momentan lässt die Regierung 

Goldvorkommen bei Diwalwal 

im geschätzten Wert von 1,5 

Milliarden Dollar untersuchen, 

um sie selbst auszubeuten 

oder eine Konzession zu ertei­

len. Andererseits werden For­
derungen laut, die über lange 

Zeit stiefmütterlich behandelte 

Ingenieursausbildung zu för­

dern, um die in den nächsten 

Jahren erwartete Nachfrage 
nach Fachkräften aus dem ei­

genen Land decken zu kön­
nen. Unterdessen waren zwei 

Bergbaugegner aus Siocon 
nach Kanada eingeladen, um 

dort vor einem Parlamentsaus­
schuss über Menschenrechts­

verletzungen durch den kana­
dischen Bergbaukonzern TVI 

zu berichten (vgl. eiidoefasien 
1/05).
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Die Hoffnung 

stirbt zuletzt

Der Prozess gegen den 

2001 des Amtes enthobenen 

Ex-Präsidenten Estrada we­

gen Korruption und persönli­

cher Bereicherung zieht sich 

in die Länge. Nach Ansicht 

der Staatsanwaltes Dennis 

Villa-Ignacio präsentiert die 

Verteidigung bewusst eine 
Vielzahl mäßig glaubwürdiger 

Zeugen, um das Verfahren zu 

verschleppen und mit nach­

lassendem öffentlichen Inter­

esse Erleichterungen für den 

Angeklagten zu erreichen. Im 

Mai war es Estrada gestattet, 

zum einhundertsten Geburts­

tag seiner Mutter für einige 

Stunden den Hausarrest zu 

verlassen. Bei der Party der 

alten Dame, die von der Stadt 

Manila einen Orden für das 

Aufziehen von elf Kindern er­

hielt, gaben sich unter 750 

Gästen viele Vertreter der 

Administration ihres Sohnes 

ein Stelldichein. Manilas Bür­

germeister Atienza sagte, er 

glaube nicht, die Feier sei zu 
politischen Absprachen ge­
braucht worden. Überliefert ist 

jedenfalls, Estrada habe sei­

ner Mutter versprochen, den 

»guten Namen der Familie« 

wieder reinzuwaschen und bei 

ihrem nächsten Geburtstag 

auf freiem Fuß zu sein.

Philippine Star 3.5., MT 14.3.

Philippinen

Die Friedensverhandlungen 

zwischen der Moro Islamic Li­

beration Front (MILF) und der 

Regierung, die im April auf 

neutralem Terrain in Malaysia 

geführt wurden, waren nach 

Ansicht beider Seiten relativ 

erfolgreich. Zum ersten Mal 

seit Jahren konnte man sich 

über die Aufrechterhaltung 

des Waffenstillstandes hinaus 

in inhaltlichen Fragen annä­

hern. Dabei ging es in erster 

Linie um die Anerkennung von 

ancestral domains, traditionel­
lem Landbesitz der indigenen 

Bevölkerung der Südinsel.

Laut Mohagher Iqbal, dem 
Verhandlungsführer auf MILF- 

Seite, wurden dabei in den 

meisten Punkten substantielle 
Übereinstimmungen ausge­

handelt. Die sensible Frage 

der Regierungsgewalt über 

diese Gebiete soll jedoch erst

Bund fürs Leben

Die Regierung Arroyo hat 

sich mit Berufung auf 

»familiäre Werte« und 

»Lebensschutz« entschieden 

gegen eine gesetzliche Zulas­

sung von Ehescheidungen 

verwahrt. Die Präsidentin, die 

als gläubige Katholikin be­

kannt ist, ließ ihre Mehrheit im 

Repräsentantenhaus einen 

Gesetzesentwurf abblocken, 

der eine Scheidung nach 

mehrjähriger Trennung gestat­

ten wollte. Die katholische Bi­

schofskonferenz glaubt, kirch­

liche Programme und die Un­

terstützung der Gemeinde 

könnten Wege aus Ehekrisen 

aufzeigen. Diese offiziellen 

Standpunkte haben jedoch 

den Schönheitsfehler, dass 

Personen mit den Mitteln für 

einen guten Anwalt bereits 

jetzt durchaus Annullierungen 

von Ehen erreichen können. 

Neben Malta sind die Philippi­

nen weltweit der einzige Staat, 

der Scheidungen verbietet.

PD119.3.

Krieg und Frieden

in der nächsten Verhand­

lungsrunde in Angriff genom­

men werden.

Die bewaffnete Konfrontati­
on von Regierungstruppen 

und Kämpfern der MNLF auf 

den Suluinseln haben nach 

Angaben der Sulu Peace and 

Solidarity Mission Ende März 

annähernd 10000 Familien in 

die Flucht getrieben. Die 

Auseinandersetzungen eska­

lierten Anfang Februar nach 

der Tötung der Familie Padi- 

wan durch die Armee, über 

deren Hintergrund beide Sei­

ten unterschiedliche Positio­

nen vertreten. Die MNLF 

drängt u.a. auf einen fairen 

Prozess für ihren inhaftierten 

Anführer Nur Misuari. Eine 

mögliche Strategie zur Beile­

gung des Konflikts könnten 

wie bereits in der Vergangen­

heit Gespräche unter Vermitt­

lung der Organisation der Is­
lamischen Konferenz (OIC) 

sein. Einige Beobachter ver­
muten, mit dem harten 

Durchgreifen der Armee ver­

suche die Exekutive, MILF und 

MNLF gegeneinander auszu­
spielen, außer der Kontrolle 

über die Autonome Region 

Muslim Mindanao (ARMM) im 

Süden des Landes habe die 

Regierung der MILF wenig an­

zubieten. Die ARMM wird je­

doch seit ihrer Gründung von 

der MNLF verwaltet.

Bulatlat 27.2., Mindanews 8.5., 

29.5.
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